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Vorhaben: 
 

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 und der 
Verordnung (EU) Nr. 508/2014 hinsichtlich 
spezifischer Maßnahmen zur Milderung der 
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie im 
Fischerei- und Aquakultursektor 

 
KOM-Nr.: 
 

COM(2020) 142 final 

 
BR-Drucksache: 
 

177/20 
zu177/20  

 
Federführendes Ressort/Aktenzeichen: 
 

MELUND 

 
Zielsetzung: 
 

Die Auswirkungen des Ausbruchs der COVID-19 
Pandemie im Fischerei- und Aquakultursektor 
sollen mit finanziellen Hilfen aus dem EMFF 
abgemildert werden. 

 
Wesentlicher Inhalt: 
 

Es soll in der VO 508/2014 eine 
Unterstützungsmöglichkeit aufgrund des COVID-
19 Ausbruchs 
• für Fischer (See- und Binnenfischer) bei einer 

vorrübergehenden Einstellung der 
Fangtätigkeit (befristete Stilllegung der 
Fahrzeuge) durch Änderung von Art. 33 und 
44, 

• von Aquakulturbetrieben bei der 
vorrübergehenden Aussetzung oder 
Verringerung der Produktion durch Änderung 
von Art. 55, 

• von Erzeugerorganisationen im Fischerei- und 
Aquakultursektor durch Änderung von Art. 66 
und 67  

im Zeitraum 01.02. bis 31.12.2020 geschaffen 
werden. 
Außerdem soll durch verschiedene Änderungen 
(insb. Art. 13, 22, 25) eine flexiblere 
Neuzuweisung von Finanzmitteln in den 
operationellen Programmen möglich gemacht 
werden. 
Um Lagerhaltungsbeihilfen (in D nach bisherigen 
Kenntnisstand nicht geplant) zu erleichtern und 
auch an Aquakulturerzeugerorganisationen zu 
ermöglichen, soll zudem die VO 1379/2013 

http://www.bundesrat.de/drs.html?id=177-20
http://www.bundesrat.de/drs.html?id=zu177-20


geändert werden.  
 
Vorläufige Einschätzung zur Einhaltung 
des Subsidiaritätsprinzips (bei 
Bedenken: kurze Begründung): 
 

 
Nach vorläufiger Einschätzung bestehen keine 
Bedenken zur Einhaltung des 
Subsidiaritätsprinzips. 

 
Besonderes schleswig-holsteinisches 
Interesse?: 
 

Der Erhalt der Fischerei im Land ist erklärtes Ziel 
der Landesregierung. Die Unternehmen sind in 
ihrer Existenz aufgrund des COVID-19 Ausbruchs 
bedroht.  

Zeitplan für die Behandlung: 
a) Bundesrat 
b) Rat: 
c) ggf. Fachministerkonferenzen, 

etc. 

 
a) erreichbare Plenarsitzung 15.05.2020 
b) Verabschiedung EP: 16.04.2020  
     Abschluss Rat: 22./23.04.2020 

 


